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Satzung der Stadt Sömmerda über die Erhebung von Be iträgen für die erstma-

lige Herstellung von Erschließungsanlagen  
(Erschließungsbeitragssatzung) 

 
Aufgrund des § 19 Abs.1 Satz 1 der Thüringer Kommun alordnung (ThürKO) vom 
16.August 1993 (GVBl.S.501) in der Fassung des 1.Än derungsgesetzes vom 
08.Juni 1995 (GVBl.S.200) und des § 132 des Baugese tzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 8.Dezember 1986 (BGB l.I S. 2253), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 Abs.1 des Gesetzes vom 28. 10.1996 (BGBl.Teil I, 
Seite 1546), hat der Stadtrat der Stadt Sömmerda in  seiner Sitzung am 
30.10.1997 folgende Satzung beschlossen : 
 
 
 

§ 1 Erhebung von Erschließungsbeiträgen 
 
Die Stadt Sömmerda erhebt Erschließungsbeiträge nac h den Vorschriften des 
Baugesetzbuches (§§ 127 ff) sowie nach Maßgabe dies er Satzung. 
 
 
 

§ 2 Art und Umfang der Erschließungsanlagen 
 
(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand 
 

1.für die zum Anbau bestimmten öffentlichen Straßen  und Wege in bis 
zu einer Straßenbreite(Fahrbahn einschließlich der Gehwege, Radwe-
ge,Standspuren, Schutz- und 

  Randstreifen)von 
 
 a)Wochenendhausgebieten, Campingplatzgebieten  7,0  m 
 
 b)Kleinsiedlungsgebieten     10,0 m 

 bei nur einseitiger Anbaubarkeit     8,5 m 
 
 c)Dorfgebieten, reinen Wohngebieten, allgemeinen 
  Wohngebieten, besonderen Wohngebieten, Mischgebie ten, 
 Ferienhausgebieten 
  aa) mit einer Geschoßflächenzahl bis 0,8  14,0 m bei nur 

einseitiger Anbaubarkeit    10,5 m 
 bb) mit einer Geschoßflächenzahl  

über 0,8 bis 1,0     18,0 m 
   bei nur einseitiger Anbaubarkeit  12,5 m 

  cc) mit einer Geschoßflächenzahl 
   über 1, 0 bis 1, 6     20,0 m 

 
  dd) mit einer Geschoßflächenzahl über 1,6  23,0 m  
 
 

d) Kerngebieten, Gewerbegebieten und sonstigen Sond ergebieten i.S.d. 
§ 11 der Baunutzungsverordnung 

  aa) mit einer Geschoßflächenzahl bis 1,0  20,0 m 
  bb) mit einer Geschoßflächenzahl  

   über 1,0 bis 1,6     23,0 m 
  cc) mit einer Geschoßflächenzahl 

   über 1,0 bis 2,0     25,0 m 
  dd) mit einer Geschoßflächenzahl über 2,0 27,0 m 
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 e) Industriegebieten 
  aa) mit einer Baumassenzahl bis 3,0   23,0 m 
  bb) mit einer Baumassenzahl über 3,0 bis 6,0 25,0  m 
  cc) mit einer Baumassenzahl über 6,0  27,0 m 
 
2. für die öffentlichen, aus rechtlichen oder tatsä chlichen 

 Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verk ehrsan- 
 lagen innerhalb der Baugebiete (z.B. Fußwege, Wohn wege)  
 mit einer Breite bis zu 5,0 m 

 
3. für die nicht zum Anbau bestimmten Sammelstraßen  (§ 127 

 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) mit einer Breite bis zu 27,0 m  
 
4. für Parkflächen, 
 a) die Bestandteile der Verkehrsanlagen i.S.d. Nrn .1 und 3 

  sind, bis zu einer zusätzlichen Breite von 5,0 m 
 b) die nicht Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß  Nr.1 

  und 3, aber nach städtebaulichen Grundsätzen inne rhalb 
  der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig si nd 
  (selbständige Parkflächen), bis zu 15 v.H. der Fl äche 
  des Abrechnungsgebietes: § 5 Abs.1 und 2 findet A nwen- 
  dung. 

 
5. für Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplät zen, 

 a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen i.S.d. Nrn. 1 bis 4 
  sind, bis zu einer zusätzlichen Breite von 4,0 m 
 b) die nicht Bestandteil von Verkehrsanlagen, aber  nach  
  städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebi ete zu 
  deren Erschließung notwendig sind (selbständige G rünan- 
  lagen), bis zu 15 v.H. der Flächen der erschlosse n  
  Grundstücke; § 5 Abs.1 und 2 findet Anwendung  

 
6. für Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen sch ädliche 

 Umwelteinwirkungen i.S.d. Bundesimmissionsschutzge setzes 
 (§ 127 Abs.2 Nr.5 BauGB)  

 
 
(2) Endet eine Verkehrsanlage mit einem Wendeplatz,  so vergrö- 

 ßern sich die in Abs.1 Nrn.1 und 3 angegebenen Maß e um 
 die Hälfte, mindestens aber um 8,0 m. 

 
 
(3) Erschließt eine Verkehrsanlage Grundstücke in B augebie- 

 ten unterschiedlicher Art, so gilt die größte der in 
 Abs.1 angegebenen Breiten. 

 
(4) Die Art des Baugebietes ergibt sich aus den Fes tsetzungen 

 des Bebauungsplanes. Soweit ein Bebauungsplan nich t be- 
 steht oder die Art des Baugebietes nicht festgeleg t, rich- 
 tet sich die Gebietsart nach der auf den Grundstüc ken in 
 der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Nutzu ng. 

 
(5) Die in Abs.1 Nrn.1 bis 3 genannten Breiten sind  Durch-schnittsbreiten. 
 
(6) Der Erschließungsaufwand umfaßt insbesondere di e  

 Kosten für  
  
 1. den Erwerb der Flächen für die Erschließungsanl agen sowie  

  den Wert der von der Stadt aus ihrem Vermögen ber eit  
  gestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellun g 
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 2. die Freilegung der Flächen für die Erschließung sanlagen  
 3. die erstmalige Herstellung der Erschließungsanl agen  

 einschließlich der Einrichtungen für ihre Entwässe rung und Be-
leuchtung 

 4. die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Ersc hließungsanla-
gen. 

 
Der Erschließungsaufwand umfaßt auch die Kosten für  in der Baulast der 
Stadt stehenden Teile der Ortsdurchfahrt einer Bund es-, Landes- oder Kreis-
straße, bei der Fahrbahn beschränkt auf die Teile, die über die Breite der 
anschließenden freien Strecken hinaus gehen. 
 
 
 

§ 3 Ermittlung des beitragsfähigen  
Erschließungsaufwandes 

 
Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach d en tatsächlichen Kosten 
für jede einzelne Erschließungsanlage ermittelt. 
Die Stadt kann abweichend von Satz 1 entweder den b eitragsfähigen Erschlie-
ßungsaufwand für bestimmte Abschnitte einer Erschli eßungsanlage berechnen 
(Abschnittsbildung) oder den Aufwand für mehrere An lagen, die für die Er-
schließung der Grundstücke eine Einheit bilden (Ers chließungseinheit), ins-
gesamt ermitteln. 
Über die Bildung eines Abschnitts oder einer Erschl ießungseinheit entschei-
det der Stadtrat im Einzelfall durch Beschluß. 
 
 
 

§ 4 Anteil der Stadt am beitragsfähigen 
Erschließungsaufwand 

 
Die Stadt trägt 10 v.H. des beitragsfähigen Erschli eßungsaufwandes. 
 
 
 

§ 5 Abrechnungsgebiet, Ermittlung der Grundstücksfl äche 
 
(1) Die von einer Erschließungsanlage erschlossenen  Grund- 

 stücke bilden das Abrechnungsgebiet. 
 Wird der Erschließungsaufwand für den Abschnitt ei ner Erschließungs-

anlage oder zusammengefaßt für mehrere Erschließung sanlagen, die eine 
Erschließungseinheit bilden, ermittelt und abgerech net so bilden die 
von dem Abschnitt bzw. von den Erschließungsanlagen  der Erschlie-
ßungseinheit der erschlossenen  Grundstücke das Abr echnungsgebiet. 

 
(2) Als Grundstücksfläche gilt  

  
 1. Im Bereich eines Bebauungsplanes die Fläche, di e der 

  Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde zu leg en ist; 
  
 2. soweit ein Bebauungsplan nicht besteht oder der  

  Bebauungsplan eine andere als die bauliche oder g ewerbliche 
Nutzung vorsieht, 

  a) bei Grundstücken, die an eine Erschließungsanl age  
 angrenzen, die Fläche von der Erschließungsanlage bis zu ei-

ner Tiefe von höchstens 50 m (Tiefenbegrenzung), 
 b) bei Grundstücken, die - ohne an die Erschließun gsanlage an-

zugrenzen - mit der Erschließungsanlage durch einen  Weg oder 
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in anderer rechtlich gesicherter Form verbunden sin d, die 
Fläche von der der Erschließungsanlage zugewandten Seite bis 
zu einer Tiefe von höchstens 50 m. 

 
Reicht die bauliche, gewerbliche oder eine der baul ichen oder gewerb-
lichen gleichartige (erschließungsbeitragsrechtlich  relevante) Nut-
zung über diese Begrenzung hinaus, so ist die Grund stückstiefe maßge-
bend, die durch die hintere Grenze der Nutzung best immt wird. 

 
 
 

§ 6 Verteilung des umlagefähigen  
Erschließungsaufwandes 

 
(1) Der nach Abzug des Anteils der Stadt (§ 4) ande rweitig  

 nicht gedeckte Erschließungsaufwand (umlagefähiger   
 Erschließungsaufwand) wird auf die Grundstücke des   
 Abrechnungsgebietes (§ 5) in dem Verhältnis vertei lt, 
 in dem die zulässigen Geschoßflächen der einzelnen  Grund- 
 stücke zueinander stehen. 

 
(2) Die zulässige Geschoßfläche eines Grundstückes wird nach  

 Maßgabe der Bestimmungen der §§ 7-10 unter Berücks ichti-  
 gung der Nutzungsart (§11) ermittelt. Für mehrfach  er-  
 schlossene Grundstücke gilt darüber hinaus die Reg elung 
 des § 12. Bei der Ermittlung der Geschoßfläche wer den 
 Bruchzahlen bis einschließlich 0,5 auf die vorausg ehende 
 volle Zahl abgerundet und solche über 0,5 auf die nächst- 
 folgende volle Zahl aufgerundet. 

 
 
 

§ 7 Ermittlung der zulässigen Geschoßfläche bei Gru ndstücken, 
für die ein Bebauungsplan die Geschoßflächenzahl od er 

Geschoßfläche festsetzt 
 
(1) Als zulässige Geschoßfläche gilt die mit der im   

 Bebauungsplan festgesetzten Geschoßflächenzahl ver viel- 
 fachte Grundstücksfläche. 

 
(2) Setzt der Bebauungsplan die Größe der Geschoßfl äche fest,  

 gilt diese als zulässige Geschoßfläche. 
 
(3) Ist im Einzelfall eine größere als die nach Abs .1 oder 2  

 zulässige Geschoßfläche genehmigt, so ist diese zu grunde  
 zu legen. 

 
(4) Bei Bauwerken mit Geschossen von mehr als 3,5 m  gilt als  

 Geschoßfläche die Baumasse des Bauwerkes geteilt d urch  
3,5, mindestens jedoch die nach Abs.1 bis 3 ermitte lte Ge-
schoßfläche. 
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§ 8 Ermittlung der zulässigen Geschoßfläche bei  
Grundstücken, für die ein Bebauungsplan eine  

Baumassenzahl festsetzt 
 
(1) Weist ein Bebauungsplan statt einer Geschoßfläc henzahl 

 oder der Größe der Geschoßfläche für ein Grundstüc k eine 
 Baumassenzahl aus, so ergibt sich die auf die Grun dstücks- 
 fläche anzuwendende Geschoßflächenzahl aus der Tei lung der 
 Baumassenzahl durch 3,5. 

 
(2) Ist eine größere als die nach Abs.1 bei Anwendu ng der  

 Baumassenzahl zulässige Baumasse genehmigt, so erg ibt sich  
 die zulässige Geschoßfläche aus der Teilung dieser  Bau-  
 masse durch 3,5. 

 
 
 

§ 9 Sonderregelungen für Grundstücke in beplanten  
Gebieten 

 
(1) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder St ellplätze 

 hergestellt werden können, wird die Grundstücksflä che mit 
 der Geschoßflächenzahl 0,5 vervielfacht. 

 Ist nach den Festsetzungen eines Bebauungsplanes m ehr als 
 ein Garagengeschoß zulässig oder im Einzelfall gen ehmigt, 
 so erhöht sich die Geschoßflächenzahl für jedes we itere 
 Garagengeschoß zulässig oder im Einzelfall genehmi gt. 

 
 Als Geschosse gelten neben Vollgeschossen i.S.d. B auNVO 
 auch Untergeschosse in Garagen- und Parkierungsbau werken. 
 Die §§ 7 und 8 finden keine Anwendung. 

 
(2) Für Gemeinbedarfs- oder Grünflächengrundstücke in 

 beplanten Gebieten, deren Grundstücksfläche auf Gr und 
 ihrer Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem unte rgeord- 
 netem Teil mit Gebäuden überdeckt werden sollen bz w. über- 
 deckt sind (z.B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder , Klein- 
 gartengelände), gilt eine Geschoßfläche von 0,3. D ie §§ 7 
 und 8 finden keine Anwendung. 

 
 
 

§ 10 Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken,  für 
die keine Planfestsetzungen i.S.d. §§ 7 bis 9 

bestehen  
 
(1) In unbeplanten Gebieten und bei Grundstücken, f ür die ein 
 Bebauungsplan keine den §§ 7 bis 9 entsprechenden Festset 

 
 
zungen enthält, beträgt die auf die Grundstücksfläc he an- 
zuwendende Geschoßflächenzahl. 
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 Baugebiet    Zahl der   Geschoß- 
     Vollgeschosse   flächenzahl 
 
1. in Kleinsiedlungsgebieten  1    0,3 
      2    0,4 
2. in reinen Wohngebieten  1    0,5 

allgemeinen Wohngebieten  2    0,8 
Mischgebieten und Ferien- 
hausgebieten    3    1,0 

4 und 5  1,1 
6 und mehr  1,2 

3. in besonderen Wohngebieten  1    0,5 
2   0,8 
3   1,1 
4 und 5  1,4 
6 und mehr  1,6 

4. in Dorfgebieten    1   0,5 
2 und mehr  0,8 

5. in Kern-, Gewerbe- und Indus- 1    1,0 
triegebieten    2    1,6 

3   2,0 
4 und 5  2,2 
6 und mehr  2,4 

6. in Wochenendhausgebieten  1 und 2   0,2 
 
(2) Die Art des Baugebietes ergibt sich aus den Fes tsetzungen  

des Bebauungsplanes. Soweit ein Bebauungsplan nicht  be- 
steht oder die Art des Baugebiets nicht festgelegt,  rich- 
tet sich die Gebietsart nach der auf den Grundstück en in  
der näheren Umgebung überwiegend vorhandene Nutzung . 
Lassen sich Grundstücke nach der Eigenart ihrer näh eren  
Umgebung keinem der genannten Baugebiete zuordnen, so  
werden die für Mischgebiete geltenden Geschoßfläche nzahlen  
zugrunde gelegt. 

 
(3) Der Berechnung der höchstzulässigen Geschoßfläc henzahl  

wird als zulässige Zahl der Vollgeschosse 
  
 1. die in einem Bebauungsplan festgesetzte höchstz ulässige Zahl der 

Vollgeschosse. 
  
 2. soweit keine Geschoßzahl festgesetzt ist, 
   
  a) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsäch lich  

  vorhandenen,  
 
 
 
b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die  Zahl der 

auf den Grundstücken der näheren Umgebung überwiege nd vor-
handenen Geschosse zugrunde gelegt. 

 
 Als Geschosse gelten Vollgeschosse i.S.d. Baunutzu ngsverordnung 

(BauNVO). 
 

Erfüllen einzelne Geschosse eines Gebäudes nicht di e Voraussetzung 
eines Vollgeschosses im Sinne des § 5 Abs.2 Thür.BO , ist die Anzahl 
der tatsächlichen, im Mittel mehr als 1,40 m (Decke noberkante) über 
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die Geländeoberfläche hinausragenden Geschosse, maß gebend in denen 
Aufenthaltsräume im Sinne des § 45 Thür.BO vorhande n sind. 

 
 Dachgeschosse sind nur dann anzurechnen, wenn sie über eine Grundflä-

che von mindestens 2/3 die durchschnittliche Höhe d er darunterliegen-
den Geschosse aufweisen. 

 
(4) Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein Vollgesc hoß gilt  

als Geschoßfläche die tatsächlich vorhandene Baumas se  
geteilt durch 3,5. 

 
(5) Abweichend von den vorstehenden Bestimmungen fi nden die  

Regelungen des § 9 für die Grundstücke entsprechend e  
Anwendung 

  
 1. auf denen nur Stellplätze oder Garagen hergeste llt werden kön-

nen, 
  
 2. die als Gemeinbedarfs- oder Grünflächengrundstü cke 

 § 9 Abs.2 entsprechend tatsächlich baulich genutzt  sind. 
 
(6) Ist in Fällen des Abs.3 Satz 1 Nummer 1 im Einz elfall eine  

höhere Geschoßzahl genehmigt so ist diese zugrunde zu le- 
gen. 

 
(7) Überschreiten Geschosse nach Abs.3 und 6 die Hö he von  

3,5 m, so gilt als Geschoßfläche die Baumasse des B auwerks  
geteilt durch 3,5, mindestens jedoch die nach Abs.3  und 6  
ermittelte Geschoßfläche. 

 
 
 

§ 11 Artzuschlag  
 
(1) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Nutz ungsart 

sind die für Grundstücke in den durch Bebauungsplan  fest- 
 
 
 
gesetzten Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sow ie nach der Art 
der Nutzung vergleichbaren Sondergebieten  
(z.B. Messegebiete, Ausstellungsgebiete, Gebiete fü r Ein- 
kaufszentren bzw. großflächige Handelsbetriebe) erm ittel- 
ten Geschoßflächen um 25 v.H. zu erhöhen. 
Dies gilt entsprechend für die überwiegend industri ell, gewerblich 
oder in ähnlicher Weise (z.B. mit Büro-, Verwaltung s-, Post-, Bahn-, 
Krankenhaus- oder Schulbauten) genutzten Grundstück e in sonstigen 
Baugebieten. 
 

(2) Absatz 1 gilt nicht bei der Abrechnung selbstän diger  
Grünanlagen (§ 2 Abs.1 Nr.5b). 

 
 
 

§ 12 Mehrfach erschlossene Grundstücke 
 
(1) Für die Grundstücke, die durch jeweils mehrere gleicharti 

ge, voll in der Baulast der Stadt stehende Erschlie ßungs- 
anlagen erschlossen werden (z.B. Eckgrundstücke, Gr und- 
stücke zwischen 2 Erschließungsanlagen), wird die n ach den 
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§§ 6 bis 11 ermittelte Geschoßfläche nach einer Ers chlie- 
ßung durch 2 Erschließungsanlagen jeweils zur Hälft e,  
durch 3 Erschließungsanlagen jeweils zu einem Dritt el,  
durch 4 und mehr Erschließungsanlagen mit dem entsp rechend  
ermittelten Bruchteil zugrunde gelegt. 

 
(2) Die Regelung des Abs.1 gilt nicht in Kerngebiet en,  

Gewerbegebieten und Industriegebieten sowie für übe rwie- 
gend gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weis e ge- 
nutzte Grundstücke in sonstigen Baugebieten. 

 
 
 

§ 13 Kostenspaltung 
 
Der Erschließungsbeitrag kann für: 

 
 1. den Grunderwerb, 
 2. die Freilegung, 
 3. die Fahrbahn, 
 4. die Radwege, 
 5. die Gehwege, 
 6. die unselbständigen Parkflächen, 
 7. die unselbständigen Grünanlagen, 
 8. die Beleuchtungseinrichtungen, 
 9. die Entwässerungsanlagen 

 
 
 
 
gesondert erhoben und in beliebiger Reihenfolge umg elegt werden, sobald die 
Maßnahme, deren Aufwand durch Teilbeträge gedeckt w erden soll, abgeschlos-
sen worden ist. Über die Anwendung der Kostenspaltu ng entscheidet der 
Stadtrat im Einzelfall. 
 
 
 

§ 14 Merkmale der endgültigen Herstellung der 
Erschließungsanlagen 

 
(1) Straßen, Wege und Plätze, mit Kraftfahrzeugen n icht  

 befahrbare Verkehrsanlagen, Sammelstraßen und selb ständige  
 Parkflächen sind endgültig hergestellt, wenn sie 

 
 a) eine Befestigung aus tragfähigen Unterbau mit e iner  
 Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster oder e inem  
  ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise aufweis en,  
 
 b) entwässert werden, 
 
 c) beleuchtet werden und  
 
 d) ihre Flächen im Eigentum der Stadt stehen. 
 

Sind im Bebauungsplan oder im Ausbauplan Teile der Erschließungs-
anlage als Gehwege, Radwege, Parkfläche oder Grünan lage vorgesehen, 
so sind diese endgültig hergestellt, wenn sie eine Abgrenzung zur 
Fahrbahn und ggf. gegeneinander haben und Gehwege, Radwege und Park-
flächen entsprechend Satz 1 Nr.1 ausgebaut sind, Gr ünanlagen gärtne-
risch gestaltet sind. 
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(2) Selbständige Grünanlagen sind endgültig hergest ellt, wenn  

 sie gärtnerisch gestaltet sind und ihre Flächen im  Eigen- 
 tum der Stadt stehen. 

 
 
 

§ 15 Immissionsschutzanlagen 
 
Bei Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädl iche Umwelteinwirkungen 
i.S.d. Bundes-Immissionsschutz-Gesetzes werden Art,  Umfang und Merkmale der 
endgültigen Herstellung sowie die Verteilung des be itragsfähigen Erschlie-
ßungsaufwandes durch Satzung im Einzelfall abweiche nd oder ergänzend fest-
gelegt. 
 
 

§ 16 Vorausleistungen 
 
Die Gemeinde kann für Grundstücke, für die eine Bei tragspflicht noch nicht 
oder noch nicht in vollem Umfang entstanden ist, Vo rausleistungen bis zur 
Höhe des voraussichtlichen Erschließungsbeitrages e rheben. 
 
 
 

§ 17 Ablösung des Erschließungsbeitrages 
 
Der Erschließungsbeitrag kann abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag richtet 
sich nach der Höhe des voraussichtlichen Erschließu ngsbetrages. Ein Rechts-
anspruch auf Ablösung besteht nicht. 
 
 
 

§ 18 Anwendung des Thüringer Kommunalabgabengesetze s 
 
Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, gelt en für die Erhebung von 
Erschließungsbeiträgen im übrigen die §§ 2 bis 4 un d 15 bis 21 des Thürin-
ger Kommunalabgabengesetzes (§ 1 Abs.3 ThürKAG). 
 
 
 

§ 19 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachu ng in Kraft.  
 
 
Sömmerda, den 08.01.1998 
 
 
Bollinger     Siegel 
Bürgermeister 


